
Bundessozialgericht
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Verkündet
am 16° Juli 1971

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit
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Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte:„„„„„„°„„„ooo„cooo.„°o°o

g e g e n

°°ouaaoo°ooooou°o°ooooaaoooooooooaoooooooooooo

Beklagten und Revisionsbeklagten°

Der lO„ Senat des Bundessozialgerichts hat euf

die mündliche Verhandlung-vom 160 Juli 1971

durch
‘ Senatspräsident S o n n e‘n b e r g

— Vorsitzender —‚
Bundesrichter Dr° B u r d e n s k i

‚
Bundesrichter H e n n i g „
Bundessozialrichter S a a l m a n n und

Bundessozialrichter M 6 l l e r

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des
Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom
25° April 1969 wird als unbegründet zurückge—

Wiesen°

Der Beklagte hat dem Kläger die Hälfte der

außergerichtlichen Kosten des Revisionsver—

fahrens zu erstatten°
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Die Beteiligten streiten um die Erhöhung der Versorgungs—

rente des Klägers wegen eines besonderen beruflichen Be—

troffenseins° Bei dem Kläger ist — auf seinen Antrag vom

17° April 1955 — durch den Bescheid vom 50° März 1955

ein "Linksschenkelblock und Herzmuskelschaden nach

Diphtherie" als Schädigungsfolge mit einer Minderung der
‘Erwerbsfähigkeit (MdB) um 50 v„H° anerkannt° Vor seiner

Einberufung zum Wehrdienst war der Kläger als Arbeiter in

der Landwirtschaft, im Hoch— und Tiefbau und schließlich

im Bergbau tätig° Nach seiner Entlassung aus der russi—

schen Kriegsgefangenschaft im Januar 1946 arbeitete er

zunächst als Schlepper und Gedingearbeiter und sodann von

1949 bis Oktober 1952 als Hauer im Bergbau° Im November

1952 mußte er diese Tätigkeit wegen seiner Herzschädigung
aufgeben; seit 1955 bezieht er Knappschaftsrenteo In der

‘F01gezeit war der Kläger nur mit längeren Unterbrechungen

berufstätig? und zwar als Hausmeister9 Gehilfe in

Registratur und Versand‚ Vervielfältiger und Aushilfshaus—
meister° Seit September 1968 geht er keiner Beschäftigung

mehr nach; seine“ Knappschaftsrente betrug im Jahre 1967
578‚——DM monatlich°

Im Juni 1962 beantragte der Kläger die Neufeststellung
seiner Versorgungsbezüge wegen Verschlimmerung der Schä—

digungsfolgen und wegen eines besonderen beruflichen Be»

troffenseins° Nach Einholung verschiedener Gutachten lehnte

das Versorgungsamt (VersorgA) Gelsenkirchen durch Bescheid

VOm 25° April 1964 den Neufeststellungsantrag uoa„ mit der

Begründung ab, bei der Bewertung der MdB mit 50 V„H° sei
der Beruf des Klägers bereits berücksichtigt worden° Der
WiderSpruch war erfolglos (Widerspruchsbescheid des Landes»

versorgungsamtes —LVersorgA— Westfalen vom 260 August 1964)°
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Im Klageverfahren ließ der Kläger seine weitergehenden

Ansprüche fallen und begehrte nur noch die Erhöhung der

MdB wegen eines besonderen beruflichen Betroffenseinso

Das Sozialgericht (SG) Dortmund hat den Beklagten am

9, November 1965 verurteilt, dem Kläger ab 10 Juni

1962 Rente nach einer MdB um 60 voHo zu gewähren, Das

SG hat die Berufung zugelassen° Auf die Berufung des Be—

klagten hat das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein—West—

falen durch Urteil vom 25° April 1969 das Urteil des

SG abgeändert und die Klage insoweit abgewiesen, als der

Kläger Versorgungsrente nach einer MdB von 60 % für die

Zeit vor dem l° Januar 1967 begehrt; im übrigen hat es

die Berufung des Beklagten zurückgewiesen° Das LSG hat

ausgeführt, der vom Kläger angefochtene Bescheid beruhe

auf 5 62 Abs, 1 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) und
nicht auf 5 40 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VeerG)°

Eine Neufeststellung setze also voraus, daß seit der

letzten Feststellung in den für den Versorgungsanspruch

maßgeblichen Verhältnissen eine wesentliche Änderung

eingetreten sei° Das sei in tatsächlicher Hinsicht nicht

der Fall, weil die entscheidende Änderung im Berufsleben

des Klägers, nämlich sein Ausscheiden aus dem Hauerberuf„

bereits im Jahre 1952, also vor Erlaß des Bescheides vom
50° März 1955, eingetreten sei, Dagegen sei in rechtlicher

Hinsicht eine Änderung eingetreten, die aber erst durch

das 5, N00 (Drittes Gesetz zur Änderung und Ergänzung des
Kriegsopferrechts vom 28° Dezember 1966, BGBl I Sc 75°)
■irksam geworden sei° Die Neufassung des S 50 Abs„ 2 BVG
durch das Erste Gesetz zur Änderung und Ergänzung des

'Kriegsopferrechts (vom 27° Juni 1960, BGBl I S° 455 —
l° NOG —) spiele hiernach keine Rolle° Durch diese Ge-‚

setzesänderung werde zwar eine BerückSichtigung des "der—

zeitigen" Berufe ermöglicht, Da der Kläger den Hauerbee
ruf aber bereits im Jahre 1952 habe aufgeben müssen, sei

dieser Beruf nicht als der "derzeitige" im Sinne des
1° NOG anzusehen° Erst durch die weitere Änderung des
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5 50 Abs° 2 BVG durch das 5° NOG("ooooder in dem Beruf
besonders betroffen ist‚ den er nach Eintritt der Schädi—

gung ausgeübt hat oder noch ausübt") werde der hier zu
entscheidende Fall erfaßt° Da der Kläger den Hauerberuf

infolge der Schädigung habe aufgeben müssen und seither

keine sozial gleichwertigen Tätigkeiten verrichtet habe?

sei er beruflich besonders betroffen° Mit Inkrafttreten

des 5° NOG sei daher eine wesentliche Änderung der Ver—

hältnisse eingetreten‚ so daß die MdB ab 1° Januar 1967
erhöht werden müsse; für die davorliegende Zeit sei dies
aber nicht möglich° Die Knappschaftsrente müsse bei der

Ermittlung des schädigungsbedingten Einkommensverlustes

außer Betracht bleiben°

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Der Kläger hat gegen das ihm am 50° Mai 1969 zugestellte
Urteil am 19° Juni 1969 Revision eingelegt und diese

gleichzeitig begründet°

Er beantragt‚

unter Änderung des Urteils des LSG Nordrhein—
Westfalen vom 25° April 1969 die Berufung des

' Beklagten gegen das Urteil des SG Dortmund vom
9“ November 1965 in vollem Umfang als unbegründet

zurückzuweisen‚

sowie dem Beklagten die dem Kläger in allen Rechts—

mittelinstanzen entstandenen außergerichtlichen

Kosten aufzuerlegen°

In seiner Revisionsbegründung rügt er die Verletzung

materiellen Rechts‚ nämlich des 5 50 Abso 2 BVG idF des

lt und 2° NOG„ und führt dazu aus, die maßgebliche Rechts—

ähderung sei bereits durch das 10 NOG herbeigeführt werden9

W9nach auch ein berufliches Betroffensein im "derzeitigen"

Beruf berücksichtigt werden könne° Entgegen der Auffassung
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des LSG bedeute das nicht? daß der Beschädigte den nach

der Schädigung ergriffenen Beruf im Zeitpunkt der Antrag—

stellung noch tatsächlich habe ausüben müssen° Für das

besondere Betroffensein im derzeitigen Beruf sei nur ent—

scheidend, daß weder der bisher ausgeübte noch ein sozial

gleichwertiger Beruf habe ausgeübt werden könnenu Aus

der Entstehungsgeschichte des l° NOG ergebe sich ein—

deutig‚ daß der Gesetzgeber mit der Neufassung des @ 30

Abs° 2 BVG durch das lo NOG eine Erweiterung des begünstig—

ten Personenkreises beabsichtigt habe; diese könne daher

nicht erst mit dem 50 NOG eingetreten sein° Die erhöhte

Rente stehe ihm daher ab Antragsmonat (Juni 1962) zu„
Bis zum Inkrafttreten des l° NOG habe er keine Möglich—

keit gehabt‚ über 5 50 Abso 1 Satz 1 bzw° Satz 2 BVG
die Anerkennung einer besonderen beruflichen Betroffen—

heit zu erreichen, weil er nicht nachgewiesen habe, daß

er den Haüerberuf schon vor der Schädigung angestrebt

habe° Die Auffassung des Beklagten sei daher unrichtigg

daß bereits im Jahre 1955 das berufliche Betroffensein

berücksichtigt worden sei„

Der Beklagte beantragt?

die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

25° April 1969 zurückzuweisen°

Die mit Schriftsatz vom 16° Juli 1969 eingelegte — un—

selbständige — Anschlußrevision hat der Beklagte vor
Eintritt in die mündliche Verhandlung zurückgenommeno

Der Beklagte hält das Urteil des LSG für zutreffendo

Er trägt weiter vor? mit dem Begriff "derzeitger Beruf"
‚in % 50*Abs° 2 BVG idF des l° und 20 NOGwerde nur der

gegenwärtig ausgeübte Beruf angesprochen.J nicht aber

ein Beruf‚ den der Beschädigte bereits vor der Antrag—
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stellung wieder aufgegeben haben Erst durch das Be NOG

sei die hier einschlägige Rechtsänderung erfolgte Diese

Auffassung werde durch das Rundschreiben des Bundes—

ministers für Arbeit und Sozialordnung (BMA) vom 18° Ja—

nuar 1967 (BVB1 se 34) bestätigt; '

II

Die durch Zulassung statthafte Revision (5 162 Abs° 1
Nr„ 1 SGG) ist von dem Kläger frist— und formgerecht ein—

gelegt und begründet werden (55 1647 166 SGG); sie ist
daher zulässig° Sachlich konnte sie keinen Erfolg haben°

Das LSG ist zutreffend davon ausgegangen? daß der ange—
f0chtene Bescheid vom 25° April 1964 nach 5 62 Abs° 1 BVG

und nicht nach 5 40 Abs° l VeerG zu beurteilen ist°

Dabei kann dahinstehen‚ ob der Beklagte, wie er in diesem

Bescheid zum Ausdruck gebracht hat‚ bei der Bewertung

der MdB im Bescheid vom 50° März 1955 "den Beruf berück—

Sichtigt hat"; denn jedenfalls kann das nicht der jetzt

maßgebliche Hauerberuf gewesen sein? dessen Aufgabe die

entscheidende Veränderung im Berufsleben des Klägers ge—
bildet hat° Der Beklagte hat selbst wiederholt vorgetragen?

daß nach der damaligen Gesetzeslage (vgl° @50 Abs° 1
Satz 1 Halbsatz 2 BVG in der_ursprünglichen Fassung vom
200 Dezember l950 —BGBl I S° 79l— und idF des 50 Ände—

rungsgesetzes vom 19° Januar 1955 —BGBl I SO 25—) nur der

393 der Schädigung ausgeübte‚ bereits begonnene oder nach—

weisbar angestrebte Beruf berücksichtigt werden konnte9

nicht aber ein Beruf? den der Beschädigte erst nach der
Schädigung aufgenommen und ausgeübt hatte° Unter diesen

Umständen erscheint es nicht denkbar9 daß der Beklagte
bei der Bewertung der MdB in dem Bescheid vom 50° März

1955 den Hauerberuf besonders berücksichtigt9 doh° in
POsitivem oder negativen Sinne darüber entschieden hat
(Vgl° Urteil des erkennenden Senats vom 6° Mai 1971
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- 10 RV 207/69 -), Im übrigen hat der Kläger im Juni
1962 ausdrücklich "die Neufeststellung gemäß 5 62 Abs° 1

BVG" beantragt; der Beklagte seinerseits hat die Neu—

feststellung unter Hinweis auf 5 62 Abs{) 1 BVG abgelehnt°

Es fehlt somit jeder Anhalt dafür, daß der Beklagte,

soweit es sich um die Erhöhung der MdB wegen eines be—

sonderen beruflichen Betroffenseins handelt, einen — ne—

gativen — Zugunstenbescheid erlassen hat°

Das LSG ist weiter zutreffend davon ausgegangen, daß eine

Neufeststellung gemäß @62 Abs, 1 BVGnur dann zulässig
ist, wenn in den Verhältnissen, die für die Feststellung

des Anspruchs auf Versorgung maßgebend gewesen sind, eine

wesentliche Änderung eintritt, und daß diese Änderung

sowohl auf tatsächlichem als auch auf rechtlichem Gebiet

liegen kann (vglo BSG10, 202; 15, 208)° ■asLSGhat als—
dann festgestellt, daß nach der Erteilung des Erstaner-

kennungsbescheides eine wesentliche Änderung der Verhält—

nisse in tatsächlicher Hinsicht nicht eingetreten ist°

Diese Feststellung ist von dem Kläger mit Revisionsrügen

' nicht angegriffen; sie ist daher für das Revisionsgericht

bindend (5 162 SGG)° In Übereinstimmung mit dem LSG und
dem Kläger, aber auch in Übereinstimmung mit dem Beklagr

ten, ist jedoch davon auszugehen, daß in rechtlicher

—Hinsicht eine wesentliche Änderung eingetreten ist:) Ent—

gegen der Auffassung des Klägers ist die hier einschlägige
Rechtsänderung jedoch erst durch das 5, NOG eingetreten,

so daß die Erhöhung der MdB erst mit dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes, doh° mit dem l° Januar 1967, zugesprochen

werden kann (vgl° Art° V 5 6 des 5, NOG)°

Wie das BSG wiederholt ausgesprochen hat, verfolgen die

verschiedenen Fassungen des 5 30 Abs° l bzwo'2 BVG das

einheitliche Ziel, bei einem Beschädigten, der in seinem
Beruf in einem wesentlich höheren Grad als im allgemeinen

_ 8 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Erwerbsleben betroffen ist? die Nachteile auszugleichena

die ihm aus der Schädigung in dem ausgeübten Beruf er-

wachsenoDaraus ergibt sich? daß mit den einzelnen Fassungen

des 5 50 Abs° l bzw° 2 BVG nicht jeweils völlig neu ge—
regelt werden sollte? in welcher Weise der Beruf eines Be—

schädigten bei der Festsetzung der MdB zu berücksichtigen

ist° Vielmehr sollten die Neufassungen insoweit nur zum

Ausdruck bringen, wie die Vorschrift nach dem Willen des

Gesetzgebers schon nach den früheren Fassungen auszulegen

war (vgl° BSG 15, 20‚ 225 15‚ 208‚ 2113 BSG in BVB1 1960

SO 51)° Dieser Zweck der gesetzlichen Neuregelungen wird

besonders deutlich in jenen Fällen, in denen lediglich

ein Teil der Verwaltungsvorschriften in das Gesetz aufge-

nommen und der von der Verwaltung bisher schon prakti—

zierten Auslegung Allgemeinverbindlichkeit verliehen

(vgl° BSG 157 20, 22) oder in denen das Gesetz in seinem
Wortlaut der durch die höchstrichterliche Rechtsprechung

gewonnenen Auslegung angepaßt wurde„ Das schließt jedoch

nicht aus? daß die Neufassungen des 5 50 BVG auch echte
Rechtsänderungen gebracht haben‚_soweit dadurch der an:

spruchsberechtigte Personenkreis erweitert oder die ge—

setzlichen Voraussetzungen auf weitere Tatbestände ausge-
dehnt worden sind° Im Einzelfall muß daher jeweils ge—
prüft werden(] ob die Neufassung nur eine authentische

Interpretation der bereits vorher bestehenden Rechtslage

darstellt oder ob damit eine echte sachlich—rechtliche

Gesetzesänderung verbunden ist (vgl„ BSG 159 2083 Urteile

des BSG vom 17° März 1970 — 9 RV 260/69 — und vom 160 Sep—

tember 1970_ 10 BV663/69 _)°

Der Kläger hat seinen Neufeststellungsantrag im Juni 19629

also unter der zeitlichen Geltungsdauer des 10 NOG ge-

stellt° Die für ihn maßgebliche Gesetzesänderung ist je—

doch nicht bereits durch das l° NOG9 sondern erst durch

das 5° NOGin das Gesetz eingefügt worden° Nach 5 50
'Abs° 1 Satz 2 BVG idF des Sechsten Gesetzes zur Änderung
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und Ergänzung des BVG vom l° Juli 1957 (BGBl I Sa 661) —
'also vor dem Inkrafttreten des l° NOG — war die MdB

höher zu bewerten, wenn der Beschädigte durch die Art

der Schädigungsfolgen in seinem "vor der Schädigung

ausgeübten, begonnenen oder nachweislich angestrebten

Beruf" besonders betroffen waro Diese Neufassung ent—

sprach nahezu wörtlich der früheren Verwaltungsvor—

schrift Nr° 2 zu den 55 29, 50 BVGaF; sie ließ nur
eine Berücksichtigung des vor der Schädigung ausge-

übten Bérufs in demvom Gesetz näher abgesteckten
Rahmen zu„ Der Klägervhat in seiner Revisionsbegründung

ausdrücklich bestätigt, daß er nicht nachweisen kann,
daß er den Hauerberuf schon vor der Schädigung ange—

strebt hat° Er konnte daher — wie er selbst verträgt —
bei diesem Gesetzeswortlaut eine Höherbewertung der

MdB wegen der Aufgabe des Hauerberufes nicht erreichen°

Durch das l° NOG wurde — jetzt als Absatz 2 — die Vor—

schrift neu gefaßt° Nunmehr war die MdB höher zu bewerten‚

wenn der Beschädigte durch die Art der Schädigungsfolgen

in seinem “vor der Schädigung ausgeübten, begonnenen,

derzeitigen oder nachweislich angestrebten Beruf" be-

sonders betroffen war° Das BSG hat hierzu bereits ent—

schieden, daß die Neufassung des 5 30 Abs° 2 BVGdurch
das le NOG keine wesentliche Änderung der Verhältnisse

im Sinne des 5 62 Abs° 1 BVG darstellt, ? soweit es sich
um den vor der Schädigung ausgeübten, begonnenen oder

nachweislich angestrebten Beruf handelt"° Damit ist

Vjedoch für den vorliegenden Fall nichts gewonnen, denn

die Neufassung des % 30 Abs° 2 BVG unterschied sich

von der vorhergehenden Fassung insbesondere dadurch5

daß außer dem vor der Schädigung ausgeübten, begonnenen

oder nachweislich angestrebten Beruf? zu dem das BSG

Beruf berücksichtigt werden konnte° Insoweit handelt

es sich um eine echte Rechtsänderung (Gesetzeserweiterung),
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_ 10 _

denn wenn nach der Gesetzesfassung vor dem 10 NOG nur
der 393 der Schädigung ausgeübte9 begonnene oder nach—

weislich angestrebte Beruf berücksichtigt werden konnte,

die Höherbewertung der MdB also ausschließlich an den

beruflichen Werdegang und die beruflichen Absichten vor
dem Zeitpunkt der Schädigung geknüpft war? so konnte nun—
mehr auch der derzeitige‚ doh° ein nach der Schädigung

ausgeübter Beruf berücksichtigt werden° Entgegen der Auf—

fassung des Klägers wird sein Fall jedoch von dieser

Rechtsänderung nicht erfaßtc

Bei dem Wort "derzeitig" handelt es sich um einen Zeitbe—

griff? der dem Sprachgebrauch und dem Sinngehalt nach den
“zu dieser Zeit" ausgeübten Beruf meint° Um welchen Zeit—

punkt es sich dabei handelt? ist im Gesetz nicht näher er—
läutert° Diese Frage muß daher nach den Grundsätzen des

Versorgungsrechts beantwortet werden° Im Versorgungsrecht
iSt die Gewährung von Versorgungsleistungen grundsätzlich

an die Stellung eines Antrags geknüpft (vgl° @60 Abs° 1
BVG); der Antrag ist insoweit materiell—rechtliche Voraus—

setzung für die Gewährung von Versorgungsleistungen (vgl°

BSG 2‚ 2935 Urteil des erkennenden Senats vom 170 April
1970 — 10 RV 504/68 — mit zahlreichen Hinweisen aus der
Rechtsprechung des BSG; s° auch Urteil vom 8° Juli 1970

— 10 RV 24/68 —)° Ist aber die Gewährung von Versorgungs—

leistungen
— und dazu gehört auch die Gewährung der Ver—

sorgungsrente nach einer höheren MdB aufgrund der 95 62

Abso l, 30 Abs° 2 BVG (vgl° @ 60 Abs° 2 Satz 1 BVG) —‚
grUndsätzlich

an die Stellung eines Versorgungsantrags

geknüpft‚'dann kann unter "derzeitig" nur der im Zeit—

punkt der Antragstellung ausgeübte Beruf gemeint sein„ Im

Schrifttum ist dieser Begriff einhellig in diesem Sinne

ausgelegt worden (vglo van Nuis—Vorberg° Das Recht der
Kriegsopferversorgung‚ Teil IV SO 27; Wilke9 BVG7 2a Aufl°g

@30 Anm° III 2; so auch Änderungsvorschlag des Bundes—
rates zum Regierungsentwurf des 50 NOG — vgl° BT-Drucks°
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V/lOl2 S° 44 zu Art, I Nr° 24 — 5 50 BVG —)° Die Auf—

fassung des Klägers läuft darauf hinaus, daß unter
"dcrzeitig" jeder Beruf zu Verstehen ist, den der Be—

schädigte nagh der Schädigung, sei es auch nur kurz—

fristig und vorübergehend, ausgeübt hat° Eine derart

weitgehende Auslegung wird jedoch dem Sprachgebrauch

des Wortes "derzeitig" nicht gerecht; sie kann insbe—

sondere auch nicht, wie der Kläger meint, aus 5 50

Abs° 2 Satz 2 Buchst° a BVG hergeleitet werden, Der

erkennende Senat hat bereits entschieden, daß die in

5 50 Abs, 2 Satz 2 BVG aufgezählten Einzelfälle nicht

‚für sich allein betrachtet werden dürfen, sondern daß

die Tatbestände a) bis c) nur beispielhaft gemeint

sind und Erläuterungen zu dem in Satz 1 allgemein zum

Ausdruck gekommenen Willen des Gesetzgebers darstellen,

eine Höherbewertung der MdB unter den dort aufgeführten

Voraussetzungen vorzunehmen (vglo Urteil vom 26° Sep—

tember 1968 — 10 RV 458/66 —; Urteil vom 19, Februar

1969 in SozR BVG $ 50 Nr° 57)° Sind also bereits die
Voraussetzungen des Satzes 1 nicht gegeben, dann kann

nicht unabhängig davon eine Höherbewertüng der MdB

lediglich anhand der in Satz 2 aufgeführten Beispiele

vorgenommen werden°

Eine Bestätigung für seine Ansicht, daß ein im Zeit-

punkt der Antragstellung bereits wieder aufgegebener

Beruf nicht berücksichtigt werden konnte, findet der
Senat in der weiteren Gesetzesentwicklungt Konnte nach

der Fassung des l° NOG ("oooin seinem vor der Schädi-

gung ausgeübten, begonnenen, derzeitigenagoBeruf")

noch zweifelhaft sein, ob das Wort "begonnenen" —
wie bisher — von den vorangestellten Worten "vor der

Schädigung“ abhängig war oder ob darunter jeder — sei

es vor oder nach der Schädigung — begonnene und in—

zwischen wieder aufgegebene Beruf zu verstehen war,

so brachte das 2° NOG mit der Neufassung”co, in seinem
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vor der Schädigung ausgeübten oder begonnenen Beruf, in

seinem nachweislich angestrebten oder derzeitigen Berufooo"

eine authentische Gesetzesinterpretation dahin? daß — jeden—

falls nach dem 10 und 20 NOG — unter "begonnenem" nur der
bereits vgr der Schädigung begonnene Beruf zu verstehen

waro Das 5° NOG hat diese Wortfassung — "vor der Schädi—

gung ausgeübte oder begonnene Beruf" — unverändert beibe—

halten9 gleichzeitig aber das Wort "derzeitig" entfallen
lassen und nunmehr den Beruf miteinbezogen‚ den der Be—

schädigte ”nach Eintritt der Schädigung ausgeübt hat oder

noch ausübt"„ Diese Änderung ging offenbar auf die bereits

erwähnte Stellungnahme des Bundesrates (aaO) zurück? in
der ausdrücklich darauf hingewiesen war‚ daß von den

Werten "derzeitiger Beruf" nur die Tatbestände erfaßt
würden? in denen der Beschädigte den Beruf im Zeitpunkt

der Antragstellung tatsächlich noch ausübte° Der Bundesrat

sah diese Regelung als unbefriedigend an‚ weil nach der

Fassung des Gesetzes gerade jene Beschädigten von einer

Höherbewertung der MdB ausgeschlossen waren? die sich

aufgrund eigener Initiative trotz der Schädigungsfolgen

einen neuen Lebensberuf geschaffen hatten und diesen dann

wegen einer Verschlimmerung der Schädigungsfolgen aufge—

ben mußtena also besonders förderungsbedürftig waren° Der

Bundesrat schlug deshalb eine Neufassung des 5 50 Abso 2
BVG vor? der sich auch der Ausschuß für Kriegs— und Ver—

folgungsschäden des Deutschen Bundestages angeschlossen

hat (vgl° Schriftlicher Bericht dieses Ausschusses? BT—
Drucks° V/ 1216 SO 5 zu Art° I Nr° 24) und die dann
Gesetz geworden ist° Der Gesetzgeber hat also durch das

Be NOG eine Erweiterung des Kreises der zu berücksichti—

genden Berufe vorgenommen und insoweit eine echte Gesetzes—

änderung geschaffen; es handelt sich um eine erneute

Ausweitung des begünstigten Personenkreises‚ die nach den

VOrhergehenden Fassungen des Gesetzes noch nicht rechtens
war 0
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Der Kläger wird erst durch diese Gesetzesänderung

erfaßt° Nach den Feststellungen des LSG hatte der

Kläger den hier maßgebenden Beruf des Hauers im Berg—

bau erst nach dem Kriege aufgenommen‚ aber im Zeitpunkt

der Antragstellung — April 1955 — bereits wieder auf—

gegeben und nicht mehr ausgeübto Nach den obigen Aus—

führungen kann dieser Beruf nicht bereits unter den

Begriff des "derzeitigen Berufe" im Sinne des 1° NOG

eingeordnet und rentensteigernd berücksichtigt werden°

Erst das 5° NOG brachte die für den Kläger maßgebende

Gesetzesänderung° Das 3° NOG ist am 10 Januar 1967

in Kraft getreten (vg1„ Arto V S 6 des Gesetzes);

vor diesem Zeitpunkt steht dem Kläger die begehrte

Rontenerhöhung gemäß € 50 Abso 2 BVG nicht zu° Die
Revision des Klägers erweist sich daher als unbe-

gründet°

Da der Beklagte seine Anschlußrevision zurückge—

nommen hat9 brauchte der Senat nicht mehr zu der von

dem Beklagten aufgeworfenen — und vom LSG vernéinten —
Frage Stellung zu nehmen, ob im Rahmen des 5 50 Abso 2
BVG bestimmte Leistungen wie Grundrente, Sozialver—

sicherungsrenten und Überstundenvergütungén in den

Einkommensvergleich einzubeziehen sind (vgl° Urteile

des 9° Senats des BSG vom 14° November 1961 — 9 RV

504/56 -; vom 8° Juli 1969 - 9 RV 788/67 - und vom
11° Juni 1970 — 9 RV 416/69 —; s° auch Rundschreiben

des BMA vom 21° Dezember 1970 in BVB1 1971 So 4)„

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG„ Dabei
war zu berücksichtigen, daß der Beklagte seine
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Anschlußrevision zurückgenommen‚ sich also insoweit

freiwillig in die Rolle des Unterlegenen begeben hat°
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